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Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entscheidung 
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und Immunität 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 2/53 - des Karl-Ludwig Faist, 
Elz bei Limburg (Lahn), der Deutschen Freiheits- und Weltfriedens- 
partei Elz, 

betr. Wahl zum 2. Deutschen Bundestag am 6. September 1953 im 
Lande Hessen 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung am 

beschlossen : 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

Mit Schriftsatz vom 11. September 1953, fristgerecht beim Deutschen 
Bundestag am 15. September 1953 eingegangen, ficht Herr Karl- 
Ludwig Faist von der Deutschen Freiheits- und Weltfriedenspartei 
die Wahl im Lande Hessen an mit dem Ziel, die Bundestagswahl 
vom 6. September 1953 im Lande Hessen zu wiederholen. 

Zur Begründung beruft sich der Einspruchführer darauf, daß der 
1 . Parteitag der Deutschen Freiheits- und Weltfriedenspartei in Staffel 
bei Limburg in der Zeit vom 7. bis 14. August 1953, der dazu 
dienen sollte, die Kandidaten zu wählen und Unterschriften zu sam- 
meln, von Störern so gestört worden sei, daß der Einspruch führer 
als Versammlungsleiter das Überfallkommando Limburg herbeirufen 
mußte. Die herbeigerufene Polizei habe nicht eingegriffen. Weiterhin 
sei der Kraftwagen der Partei beschädigt worden und der 2. Partei- 
tag der Partei am 8. August 1953 habe nicht durchgeführt werden 
können. Demzufolge sei es nicht möglich gewesen, die 2500 Unter- 
schriften beizubringen. Der Landeswahlleiter in Wiesbaden habe von 
ihm telegraphisch am 19. August 1953 26000 Unterschriften gefordert. 
Der Wahlvorschlag beim Kreiswahlleiter sei wegen belangloser Rück- 
fragen abgelehnt worden und ihm erst am 25. August 1953 14 Uhr 
überreicht worden, so daß er als Vertrauensmann die zweitägige 
Einspruchsfrist nicht habe einhalten können. 

Entscheidungsgründe 

Der Einspruch führer hat zu keinem Zeitpunkt glaubhaft dartun 
können, daß es ihm bis zum Ablauf der Einspruchsfrist am 20. Au- 
gust 1953 18 Uhr möglich gewesen wäre, die nach § 34 Abs. 4 
des Bundeswahlgesetzes geforderten 2500 Unterschriften von Wahl- 
berechtigten beizubringen. Der am 15. August 1953 abgesandte 
Wahlvorschlag hat lediglich die Namen von 20 Personen aufgewiesen, 
von denen keinesfalls feststeht, daß sie tatsächlich bereit gewesen 
wären, diese Landesliste zu unterzeichnen. An keiner Stelle sei 
angegeben worden, daß' beabsichtigt sei, die fehlenden 2500 Unter- 
schriften bis zum Ablauf der Einreichungsfrist abzuliefern. 
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Eine Nachprüfung bei der Bundespost habe ergeben, daß das Tele- 
gramm an den Einspruchführer tatsächlich mit der Zahl 26 000 
anstatt 2500 übermittelt wurde. Die Bundespost habe daraufhin, 
wie dem Landeswahlleiter Hessen zugesichert worden sei, sofort 
eine Berichtigung nachgesandt. 

Auch ohne den der Bundespost unterlaufenen Fehler hätte die 
Zurückweisung der Landesliste der Deutschen Freiheits- und Welt- 
friedenspartei durch den Landeswahlausschuß wegen Nichterfüllung 
der Voraussetzungen des Wahlgesetzes erfolgen müssen. Der Ein- 
spruch ist daher zurückzuweisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) 
das Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht 
binnen einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses unter den im 
§ 48 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes angegebenen Voraus- 
setzungen zulässig. 
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